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die wirtschaftliche Unsıicherheit bereıten eınen truchtba- Tadeusz Mazowieck]. Sıe hatte aber 1n der Abtreibungs-
HE Boden für Ideologien, die die Natıon, iıhre Größe, hre diskussion den kompromıißßlosen Standpunkt der ZChN
Unabhängigkeıt und Exklusivität verherrlichen. eingenommen, W ds S1Ee für die „rechten“ Parteıen A4aUus dem

ehemalıgen „Solıdarnost“-Spektrum akzeptabel machte.eıtere Herausforderungen für das natıonale Selbstbe- Die Aufßenpolıitik und die Wırtschaftspolitik werden 1aberwuftsein und die Definition polnıscher Identität sınd die die Handschrift VO Politikern AaUus dem Umfteld derFormen der westeuropäischen Wohlstandsgesellschaft, Demokratischen Unıion und des Liıberaldemokratischenderen Lebensstile, der Werterelativismus und Konsumıis- Kongresses von /an Krzysztof Bieleck: Lragen.INUS, die für die bisher relatıv geschlossenen und somıt Vor allem aber keimt die Hoffnung iın Polen, da{ßauch konservierten Gesellschaften des Realsozijalismus der selbstbewufiten und sachorientierten Hannatremd geblieben Dıie „Rückkehr nach Europa” hat Suchocka, dıe ebenso WI1€e der respektierte und selit 1989 iınsOmıt WA:! Bedrohliches sıch. allen postkommunistischen Kabinetten die Aufenpolitik
leitende Krzysztof Skubiszewskı AdUuSs Posen kommt, sıcht-Kommt CS einer „Verwestlichung“ bar regıert und entschieden wırd und die polıtischen (Gsra-

der polnıschen Rechten? benkämpfe nachlassen, deren dıe Bevölkerung
überdrüssı1g 1St Dabe1 wiırd VO der MınısterprasiıdentinZahlreiche Indiıkatoren welsen darauft hın, da{ß dıe

Ungleichzeıitigkeıt des Gleichzeitigen iıne Sanz offene das Kunststück erwartetl, das politisch verteindete und
iragmentierte Post-„Soliıdarnosct“-Lager 707 Nutzen derunentschiedene Sıtuation ın Polen geschaffen hat Die politischen und wirtschaftlichen Stabilısıerung nochmalsWiıdersprüchlichkeit der Phänomene dıe europäıische

Orıentierung und die ngst V/O)Ie natıonalem und kulturel- zusammenzukıtten, wobe!l die christlich-demokratische
Zentrumsallianz von Jarostaw Kaczynskı und dıe Gruppelem Identitätsverlust die 1n der hıstorischen Sıtuation

ınn macht, weIlst eben nıcht LL1UTr ın die Vergangenheıt, S1€e den ehemalıgen remıer Olszewsk; sıch selbst AUS

weIlst auch nach OTl Und WCT sıch den derzeıt modi- dem polıtıschen Spiel herausmanövriert haben
Der Umstand, da{ß dıe „Chriıstlıch-Nationale ere1n1-schen und auflagensteigernden Katastrophenszenar10s für

UOsteuropa orlentiert hat, MU: sıch muıt Blick auf Polen Zzun:  < wıeder 1n der Koalıition vertreten ISt, Ma der
eınes Besseren belehren lassen. Hoffnung berechtigen, da{ß i1ne Entideologisierung des

„rechten“ Flügels der polnıschen Partejenlandschaft nıcht
ach der rasch heruntergewirtschafteten Regierung Ol- aussıiıchtslos 1St. Eıne Schlüsselfrage für Polens demokrati-
zewsk1] ekommt Jetzt 1ne große Koalıtion der „Solıdar- sche Entwicklung wırd namlıch se1n, ob ıne „Verwestlıi-
nosc“-Nachfolgeparteien VO  e} den soz1aldemokratisch chung“ der „Rechten“ und des wertekonserva-
orlıentlierten Kräften bıs den katholischen Fundamen- tıven Spektrums, die katholische Kırche eingeschlossen,
talısten 1ne Chance, MIt der viele Polen LCUC Hoftffnun- möglich 1St, Ww1e€e das konservatıve ager ın Deutschland
SCH auf ine stabılere, berechenbare und professionelle nach 1945 „verwestlıcht“ wurde und heute 1m Gegensatz
Politik verbinden. Dıie LECUC Miınısterpräsidentin Hanna Z Sıtuation ın der We1imarer Republık dıe demokratı-
Suchocka kommt ‚War Aaus der be] konservatıven Katholi- sche Zıvilgesellschaft als politische und gesellschaftliche
ken als „links“ verschrienen Demokratischen Unıion VO  e} Lebenstorm akzeptiert. DDıieter Bıngen

Abgesang des polıtischen Katholizismus
Kırche und Staat ach den Wahlen 1n der SFR

Prozent der Einwohner der CSFR gaben bei der Prsien Rücktritt VO Staatspräsıdent Vaclav Havel sınd ın der
Volkszählung nach der Wende „Ratholisc als Konfes- Tschechoslowakel die Weichen für ıne Irennung der
szonszugehörıgkeıt a ın Böhmen und Mähren Rnapp 40, beiden Landesteile gestellt. Obwohl Meınungsumfragen
IN der SIowake: Prozent. Be1i den Parlamentswahlen sowohl ın Böhmen und Mähren als auch in der Slowakej
Anfang Junı spzelten kıirchlich-konfessionelle Gesichts- Jeweıls klare Mehrheiten für ein Verbleiben ın eiınem
dunkte allerdings N  S 1NnNe untergeordnete Rolle; eindeutiı- gemeinsamen Staatsverband ergeben hatten, erweıst sıch
ZE hırchliche Wahlempfehlungen erwiesen sıch als eher die Polıitik teıls nıcht tahıg, teıls nıcht wiıllens, diesem

klaren Wunsch der Bürger Rechnung tragen und ıhkontraproduktiv. Dıe Kirche ın der mermutlich bald IN
ZWwEeI Staaten geirennten SER ıSE sıch ınzwischen stärker zugleich miıt der notwendıgen Neuordnung des Staats-
bewußt, da/fs ıhr Finflu/s begrenzt 1SE. W 6SCI15 verbinden. Der immer stärker autkommende

Nationalısmus VOT allem iın der Slowake]l wurde 1ın wen1g
ach den Wahlen und 6. Junı, der slowakıschen verantwortungsvoller Weıse VO  - Politikern instrumen-
Souveränıtatserklärung Julı und dem vorzeıtigen talısıert, dıe ın ıhm W1€ sıch zeıgte: Recht das gee1g-
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neie Vehikel für eigene polıtische Erfolge sahen. S1e sınd lungen deutlicher VO unmittelbaren kirchlichen nteres-
C denen der Abbau der historischen Zurücksetzung und SC  - aUus Sie torderten in ıhrem Hırtenbrief die Katholiken
Benachteiligung der Slowakej 1 gemeiınsamen Staat nıcht auf, sıch be] den Wahlen für Parteıen, ewegungen und
mehr genugt und die auf dıe Karte der Trennung VO Kandidaten entscheiden, dıe SEn Gelst des Evangelıi-
tschechischen Landesteıl seizen Dıie hatholische Kirche IN UTIL arbeiten“. Es se1 „Pflicht gläubiger Christen“, sıch
der Slowakeı, die ımmer noch ıne breıte und feste Basıs nach diesem „Kriteriıum“ richten. Nur i1ne Orıentie-
in der Bevölkerung hat, versaumte bıs Uum heutigen LU „Geıst des Evangelıums“ gewährleiste, da{ß „1N
Tag, diesem überbordenden Nationalısmus mıiıt Ent- unseren Parlamenten Gesetze beschlossen werden, die
schiedenheıt ENILZEHENZULrFELEN. Ja o1bt Anzeıchen da- dem Nutzen der Gesellschaftt und dem Wohl der Kırche
für, da{fß der Natıonalısmus auch iın der Kıirche selbst einen dıenen“, hıefß 1n den Hırtenschreiben.
Resonanzboden tindet. Wıe die Bıschöfe unterstrichen, urtften oläubige Christen

nıcht Parteıen wählen, deren Programm eın
CGetrennte Hırtenbriete VOTL der Wahl „anständıges Leben“ und tundamentale Rechte

einschließlich der Rechte 1im relig1ösen Bereich gerichtetEın deutliches Indız dafür, da{ß auch 1mM kırchlichen
Bereich dıe Gemeinsamkeit und Verbundenheıt ZW1- selen. Öl1e üurtften auch nıcht Parteıen wählen, ole 1MmM Par-

lament (esetze Z Regelung der Angelegenheitenschem dem tschechischen und dem slowakischen Landes-
teıl ımmer mehr 1ın den Hıintergrund trıtt und 11L1Aall auf der Kırche gestimmt oder diese verhindert haben“ Aus-

drücklich tührten die Biıschöfe das (Gesetz ZU Schutz des
geLreENNLEN egen marschieren entschlossen scheınt, menschlichen Lebens, das (sesetz über dıe Regelung des
Waltr auch der Umstand, da sıch die tschechischen und die
slowakischen Bischöte VOT den Wahlen und Junı kirchlichen E1ıgentums SOWI1e gesetzliche Bestimmungen

1mM Schulbereich und 1n der rage des Religionsunterrich-IN getrennten Wahlhirtenbriefen die Gläubigen LeSsgewandt hatten. Die Bischöte Böhmens und Mährens hat-
In Kırche und Offentlichkeit der Slowaker wurden dieseten 1n iıhrem Hırtenbrieft alle Katholiken aufgefordert,

den Wahlen teilzunehmen und nıcht in „polıtische Apa- Außerungen als kaum verhohlene Empfehlung für die
thie  < vertallen. IDIG Bischöte gaben keine Empfehlung „Chrıstlıch-Demokratische ewegung“ (KDH des bıs
tür ıne bestimmte Parteı aD appellierten aber die ZUrTr W.ahl amtıerenden slowakischen Mınısterpräsiıdenten
Wähler, die Parteiıprogramme und das Verhalten der Jan Carnogursky interpretiert. Der Rechtsanwalt C3.I‘I'IO-
Kepräasentanten der Parteıen eingehend prüfen und gursky, 1n der kommunistischen Ara ıne der tührenden
sıch nıcht L1UTr VO Wahlpropaganda leiten lassen. Man Persönlichkeiten des katholischen Wıderstandes, geniefßt
solle darauf achten, ob ıne Parteı das Wohl für alle auch ın der polıtıschen Landschaft der TIschecho-
anstrebe, Demokratie, Völkerrechte und Freiheit respek- slowaker das volle Vertrauen und die Unterstützung der
tiere, tür den Schutz des menschlichen Lebens, für 111O14- Kırche 1ın der Slowake!]. In den Wochen des Wahlkamptes

konnte INa  e} vielen Kırchen und Ptarrhäusern dielısche Werte und tür die Förderung der Famiıulie als Keım-
zelle der Gesellschaft eintrete. Dıie tschechischen ber- Wahlplakate seiner Parteı sehen.
hırten Warnten VOT Programmen, die den Schwerpunkt och dıe eıt des politischen Katholizıismus scheint auch
allein auf materielle Werte, auf Wirtschaft und Reichtum iın der Slowake] endgültıg der Vergangenheıt an_zu—
legen, ohne Verantwortung gegenüber den so7z1a]| schwa- gehören. Dıie letztlich gescheıterten Bemühungen Öarho-
chen Schichten und gegenüber den geistigen Werten, auf gurskys, dıe natıonalen Ambitionen der Slowaken mi1t der
die 99.  an ın keinem gerechten Gesellschaftssystem VeCeI- bestehenden Föderatıiıon einen Hut bringen,
zıchten kann“. wurden VO  . den Wihlern ebensowen1g honoriert, W1€e dıe
Der tschechische Prımas, Erzbischoft Miloslav VIE VO  -

ırekte oder iındırekte kirchliche Unterstützung für ıh
und seiıne Parteı. Nur knappe LCUNMN Prozent der WiählerPrag, erganzte iın eiınem Interview mıiıt der Gewerkschafts- votlerten für die KD Dıie ebenfalls christlich Orlentlier-zeıtung „Prace”“, die Kırche vebe ıhren Gläubigen keıine

Empftehlung für 1ne bestimmte Parteı, denn S1€e solle Mlr te Koalıition „Ungarische Christliıch-Demokratische
ewegung ‚Zusammenleben‘ Ungarische Volkspartei“alle offen sein“, ohl aber erwarte S1€, da{fß die Katholiken S1Ee vertritt neben der rund 600 01010 Menschen zählendendie Programme, den Charakter und das Verhalten der ungarıschen Minderheit auch die anderen ethnischenPolıitiker I1  u prüfen, VO denen S1e sıch in den demo- Mınorıtäten kam auf /R Prozent der abgegebenen Stim-kratischen Eınrıchtungen vertreten lassen wollen Sollten

beı der Wahl W as dann bekanntlich nıcht der Fall WAalr
I1  3 Grofßer Wahlsieger 1ın der Slowake: miıt mehr als
Prozent der Wiählerstimmen beıi der W.ahl in den slowa-die lınken Parteıen sıegen, musse dies dıie Kırche Z

Kenntniıs nehmen, unterstrich Vlk, denn die Zukunft des kischen Nationalrat 97 Prozent) W alr dıe
»  ewegung für ine Demokratische Slowakei“ (HZDS)Landes lıege ın den Händen der Wiäihler. Er hofftfe aber des einstigen Kommunisten und heutigen Links-Natıo-sehr, „da{fß nıemand die Rückkehr in dıe Vergangenheit

wüunscht und WIr nıcht 1ın anderer Form alles (Ggrausame nalısten Vladımir MecCıar, der für dıe Unabhängigkeıt der
neuerlich erleben“ Slowakej allentalls in einer Konföderation MIt Böhmen

und Mähren eintriıtt.
Dıie slowakıschen Bischöfe gingen be] ıhren Wahlempfeh- Wıe MeG&1ar 16. Junı be] einer Pressekonterenz 1n
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Wıen betonte, edeute die Abwahl des christdemokrati- Sturz des kommunistischen Regimes ekannten sıch im
schen Ministerpräsidenten Carnogursky, nıcht, „dafs sıch Vorjahr VO  e} den 1525 Miıllionen Eınwohnern des Landes
die Beziehungen zwischen Kırche und Staat ın Zukunft 46,4 Prozent als Katholiken in Böhmen und Mähren
schlechter gestalten“. In der Slowaken solle auch in knapp Prozent, ın der Slowake] Prozent. twa sechs
Zukunft „eıne ewegung exıstieren, die christlich und Prozent gehören anderen Religionsgemeinschaften
demokratisch 1St.  D Allerdings 1St nach Me6&1ars Ansıcht Napp Prozent vaben d. keiner Kırche oder Reli-
Carnogurskys Parte!ı „keıine solche gewesen” Er, MeCiıar, Zx10nsgemeinschaft gehören, wobe!l dieser Prozentsatz
werde sıch jedenfalls „ zule Beziehungen mıiıt der Kır- iın Böhmen und Mähren MIt Prozent markant hoch, ın
che bemühen“. Er hoftfe aber auch, „dafß sıch die Kıirche der Slowaken mıt Prozent verhältnısmäafßıig gering 1St.
ebenfalls gyutle Beziehungen ZUrTFr künftigen Regierung Be1 dieser Volkszählung machten Prozent allerdings
bemüht“. überhaupt keine Angaben 1n der betreffenden Rubrık auf

dem Erhebungsbogen. Seıitens mehrerer Kırchen wurden
Kırchliche Wahlempfehlungen Zweıtel angemeldet, da{ß die erhobenen DDaten die tatsich-

lıche Konftessionsverteilung ın der CSFER wıderspiegeln.kontraproduktiv Dafß viele Bürger die entsprechende Rubrik auf dem Erhe-
Großer Wahlsieger 1im tschechischen Landesteil wurde bungsbogen nıcht ausgefüllt haben, wiırd VOT allem daraut
bekanntlich dıe überkontessionell orıentierte, rechtslibe- zurückgeführt, da{fß VO  — der Volkszählung VO  a bestimm-
rale Koalıition VO demokratischer Bürgerparteı (ODS) ten reiısen Stımmung ıne Angabe der Religions-
VO Vaclav Klaus und Chrıst-Demokratischer Parteı zugehörigkeit vemacht wurde. Es se1 1n Umlauf DESELIZLT

VO Vaclav Benda Sıe erhielt ın der tschechischen worden, mıiıt dem Ankreuzen würde 1L1Aall sıch der Getahr
Republık be] der W.ahl 1n dıe Volkskammer knapp aussetzZen, auf „Kırchensteuerlisten“ kommen (obwohl
Prozent der Stimmen. Auf knapp sechs Prozent kam die in der CSER keın Kırchensteuersystem WI1€ erwa ın
„Christlıche und Demokratische Unıion TIschechoslo- Deutschland o1bt) Außerdem habe = den Leuten
wakiısche Volkspartei“ (  U-C  9 deren vorwıegendes tfälschlicherweise geESagZT, da{fß eın Austüllen der Rubrik
Wählerpotential VOT allem dıe relıg1ösen Wiäihlerschichten Religionszugehörigkeıt nıcht Pflicht sel, kritisıerten die
Mährens sınd. Der „Linke Block“ 1ne Koalıition VO  - Kırchen. Möglıicherweise hat sıch auch die autf dıe kom-
kommunistischer Parte!ı Böhmens und Mährens und der muniıstische Ara zurückzuführende ngst, eın rel1ıg1Öses
„Demokratischen Linken“ erreichte demgegenüber Bekenntnis könne Nachteılen führen, be] der Volks-
mehr als Prozent. [)as gleiche Ergebnıis erzielte iın der zahlung ausgewirkt. Die Ergebnisse der Erhebung der
Slowake die „Parteı der Demokratischen Linken“ (SDL Religionszugehörigkeit be1 der Volkszählung wurden 1mM
die Nachfolgepartei der slowakischen Dıie kommunı- übrıgen VO den Kırchenverantwortlichen sehr Nier-

stisch orlentierten Kräfte stellen emnach ın beiden 1Län=- schiedlich bewertet. Wiährend sıch manche enttäuscht
desteijlen ımmer noch ıne starke politische Kraft dar zeıgten, betrachteten andere die erhobenen Kirchen-Mit-

gliedszahlen ach Jahren atheıistischer Propaganda undEın bemerkenswerter Aspekt der VErSANSCHNECNH Wahlen ın
er CSFER ist der Umstand, da{ß Parteıen mıt christlicher Unterdrückung als ertreulich hoch

Orıentierung 1m tschechischen Landesteıl, die Zahl
praktızıerender Christen weıtaus geringer 1sSt und Das (seset7z ber die Rückgabe VO
aum parteiıpolitische Unterstutzung der Kırche vab, auf Kırchenbesitz scheıterte
weıt mehr Wiählerstimmen kamen als iın der Slowake mMIıt
ıhrer tradıtionell katholischen Pragung und mIiıt der Wıe immer INa  e} die Volkszählungs-Ergebnisse interpre-

tiert da{fß die Kırchen in der Slowakel nach W1€ VOT eınerwähnten Favorıisierung einer bestimmten politischen gewichtiger gesellschaftliıcher Faktor sınd, yeht auch AaUSParteı durch dıe Hıerarchie und große Teıle des Klerus: In
Böhmen und Mähren erreichten diese Parteıen INn

ıhnen hervor. ach der Verabschiedung der Religi-
einen Wiähleranteıl VO  - Prozent, ın der Slowake blie- ONSZESELIZE 1m Parlament 1mM Julı VELTrSANSCHECNHN Jahres

meınte der damalige Stellvertretende Mınisterpräsidentben sS1€ Prozent. Dıieses Ergebnıis relatıviert den
Einflu{fß der Kıiırchen auf das Wahlverhalten ıhrer Gläubi- der CSFR, OSe Miklo$ko, die Kırchen selen „ bedeu-

tenden Heltfern für die Gesellschaft geworden und kön-
SCIl, Ja könnte o darauf hindeuten, da kırchliche

LICI iın wirkungsvoller Weise AA Verbesserung ihresWahlempfehlungen auch ın der Tschechoslowakei gCIA-
dezu kontraproduktiv sınd. Die srofße Mehrheit der moralischen Zustands, der Bıldung und der soz1alen Für-

OI$! beitragen“. Die eıt der totalıtären Kontrolle derBevölkerung wunscht otfenbar Ühnlich W1e€e iın anderen Kırchen durch den Staat se1 „endgültig abgeschlossen“Ländern ıne klare Dıstanz der Kırche VO  — Parteipolitik
und lehnt ab, sıch VO kirchlichen Amtsträgern eın und beginne „eıne NEUC Epoche der Zusammenarbeıt“,

unterstrich der für Kırchenfragen zuständıge Vızepre-bestimmtes parteıpolitisches Votum vorgeben lassen. mıer. as 1NECUC Religionsgesetz, MmMı1t dessen Inkrafttreten
Im Zusammenhang mMI1t dem Verhältnis der Christen in alle repressiven (Gesetze Gläubige und Kirchen autf-
der OCSFR 2A08 Politik 1st naturgemäfß auch ihr Anteıl gehoben se1en, berücksichtige den historischen Beitrag
der Gesamtbevölkerung des Landes VO  - Relevanz. Bel der der Gläubigen und der Kırchen ZUr Entwicklung der
ersien Volkszählung ın der Tschechoslowake!]l nach dem Gesellschaft 1n der TIschechoslowake:.
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Im Gegensatz Z Beschlußfassung über das LICUEC Religi- herische und kulturelle 7wecke. uch seılen die vielen
ONSYESECLZ gelang dem Parlament iın der abgelaufenen kirchlichen Denkmüäler, deren notwendıge Renovıerung
Legislaturperiode nıcht, eın (Jesetz über die Rückgabe mehr als Miılliarden Kronen 2 Miılliarden Mark)
VO:  _ Kırchenvermögen verabschieden. Eın ENISPrCE- ertordern und damıt die finanziıelle Leistungskraft der
chender Inıtiatıvantrag eiıner Gruppe VO!  - Abgeordne- Kırche be] weıtem übersteigen würde, eın „grofßes Natıo-
ten tand nıcht dıe ertorderliche Mehrheıt; WAar stimmte nalvermögen des Volkes“ S1ıe stünden auch 1m Zentrum
ıhm dıe Volkskammer Z doch scheiterte 1n der IDan des Interesses der vielen Tourısten, die Tourısmusbran-
derkammer Veto der slowakıschen Abgeordneten. che habe dem Staatsbudget 1 Jahr davor mehr als ine
Schon die Verhandlungen der Parlamentarier mıiıt der Miılliarde Dollar eingebracht.
Regierung hatten sıch über Monate hingezogen und keine Der für Kirchenfragen zuständıge Vızepremier Mıklosko
befriedigenden Ergebnisse gebracht. Be1l der Plenarsıt- SELZLE sıch sehr für das vorgeschlagene (zeset7z 1N. Er Veli-

ZUNg des töderativen Parlaments Mıtte Marz WAar dann wI1es darauf, da{fß die Kıiırchen durch dıe kommunistische
eiıner schartfen Auseinandersetzung über die (sesetzes- Unterdrückung grofßen Schaden erlitten hätten und heute

vorlage gekommen. Vor allem die ommunistischen und großteils ohne tinanziıelle Miıttel dastünden. Dıie Priester
eın Teıl der sozi1aldemokratischen Abgeordneten Spra- würden nach WI1€E VOL VO Staat ezahlt. Um 1ne ren-
chen sıch die geplante Entschädigung der Kırchen HNUNg VO  a Kırche und Staat ermöglıchen, muften dıe
Aaus Glaubensgemeinschaften aber 1in der Lage se1N, sıch selbst
In dem Gesetzesantrag geht neben der Rückgabe VO  5 finanzıeren. ach Ansıcht ikloskos Walr allerdings
weıteren Gotteshäusern und anderen VO KP-Regime VO  - den katholischen Bischöfen „taktısch nıcht sehr
beschlagnahmten kırchlichen Gebäuden auch un die teıil- klug“, alles zurückzutfordern. Man habe damıt antıkirch-
welse tinanzıelle Abgeltung VO anderen den Kırchen lichen und antırel1g1ösen Kräften Argumente geliefert,
zugefügten materiellen Schäden, die nıcht durch Rückga- meınte der promınente katholische Politiker.
be werden können. Besonderswıedergutgemacht Als nach mehreren vergeblichen Anläutfen 1M Parlament
umstrıtten 1St die 1mM Entwurf vorgesehene Rückerstat- ZAR Ende der VErSANSCNCNH Legislaturperiode die Verab-
Lung VO 170 ha Wald und 01010 ha (srün- und Acker- schıiedung des geplanten (zsesetzes erneut scheıterte,
and 1n Böhmen und Mähren. Die Restitution der VO den erklärte dıe Tschechoslowakische Bischofskonferenz,
Kommunisten beschlagnahmten Gebäude und Liegen- damıt se1 der Prozefß der posıtıven Entwicklung partner-
schaften WAar iın dem Gesetzesvorschlag nıcht 1MmM einzel- schaftlicher Beziehungen, W1€ nach dem Umbruch e1IN-
MNCIM,; sondern generell testgelegt. ach Verabschiedung geleitet wurde, yestort worden. Dıie Beziehungen Z7W1-
des (jesetzes hätten dıe Kırchen innerhalb einer bestimm- schen dem Staat und den Religionsgemeinschaften sollten
ten Frist beantragen können, welche Gebäude S1C tatsäch- auf der gegenseıtigen Anerkennung und der Unabhängig-
lıch zurückhaben wollen keıt beider Seiten SOWI1E auf ıhrer Zusammenarbeıt ZUuU

Bereıts 1M Vorteld der parlamentarischen Beratungen hat- Wohl der ganzen Gesellschaft beruhen. Dıie geplanten
ten Vertreter der Gewerkschaften und der Landwirt- (zesetze über die Besitzrückgabe und über die Rehabili-
schaftsorganısatıonen, dAıe noch stark VOINl Altkommunıi- tierung der Glaubensgemeinschaften habe als eiınen

dominiert werden, 1n den Medien Front die praktischen Schritt 1ın diese Rıichtung betrachtet, zumal
vorgesehene Rückgabe VO  = Kırchenbesitzungen gemacht. die Rückgabe des Kırchenvermögens nıcht allein der
Bedenken hatte auch die Tatsache hervorgerufen, da{fß eın Sicherung der materiellen Basıs der Kırchen und ihrer
Großteil der Entschädigungen aufgrund der Besitzver- Dienste, die INnan VO  . iıhr W:  9 diene. Es gehe VOTr

hältnısse VOT der kommunistischen Machtübernahme allem iıne moralische Wıedergutmachung und
die hatholische Kiırche gehen würde. Der Prager Erzbi- 1ıne grundsätzliche Abwendung VO der totalitären antı-
schof VIk machte ın diesem Zusammenhang den Vor- kırchlichen und damıt gesellschaftsschädigenden Politik.
schlag, die katholische Kırche werde eınen Teıl der Der Staat hätte mı1t der Verabschiedung dieses (jesetzes
Gebäude, den S1E zurückverlangen kann, aber nıcht eın Zeichen der Anerkennung der gesellschaftlichen Rol-
benötigt, ennoch zurücknehmen und S1E dann andere le der Kırchen SOWI1E des Vertrauens ZESELZT, heißt 1n
Kıirchen weıtergeben. Dessenungeachtet Waren 1mM slo- der Stellungnahme.
wakıschen Teıl der Länderkammer auch Abgeodnete AaUusSs
dem Umkreiıs der evangelıschen Kırche, dıie sıch BCHCH das TIschechische Bischöfe für die
vorgesehene (jeset7z wandten. Ihr Abstimmungsverhalten staatlıche Einheitkönnte dıe Ängste der Protestanten widerspiegeln, da{fß 1n
der mehrheitlich „katholischen“ Slowake] die katholische In der Kırche cselbst nat inzwiıischen 1n der rage ihrer
Kırche durch dıe Rückgaben Z.UuU eintlußreich wiırd. Rolle 1n Staat und Gesellschaft eın Umdenken eingesetzt.
Der Generalsekretär der Tschechoslowakischen Bischots- ach den Worten des tschechischen Primas VIk Warlr dıe
konferenz, der Prager Weihbischof Frantisek Radkovskyy, katholische Kırche des Landes 1n den VErgHANSCHCHN WEe1
hob hervor, da{fß dıe Entschädigung all die Kırchen der Jahren mı1t der Versuchung konfrontiert, sıch gestutzt
yesam(tenN Gesellschaft ZUguLE komme. Die Kırchen auf ihre „außere Macht“ und hre Verdienste 1 Wider-
benötigten für hre Tätıigkeıit auch ökonomische Grundla- stand das KP-Regime ‚stark und mächtıg
CI tür dıe Seelsorge 1n den Pfarren, für karıtatıve, erz1e- geben“. Die Erfahrung A4US der eit der Unterdrückung
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VO Emotionen treften. Von den Politikern werdehabe die Kırche 1aber daran eriınnert, da S1E auch ohne
außere Macht überlebenZ S1e habe diese Versuchung ‘9 Bedingungen für eın Reterendum schaffen,
abgeschüttelt und ıhre Schwächen selbst erkannt, stellte das ohne Manıpulatıon und Mißbrauch erfolgt.
der Prager Erzbischof test. Dıie katholische Kirche werde Am 29 Junı bekräftigten die tschechischen Bischöfe Jetzt
iın 1absehbarer eıt 1ne Minderheit Jleiben. In der Slowa- erneut ihre Ansıcht, da{fß ZuUur rage eiıner Trennung der
ke1 singen L1L1UTr Prozent, in Böhmen und Mähren L11UT CSER ın WEe1 Staaten unbedingt 1ne Volksabstimmung
1Wa zehn Prozent der Katholiken regelmäfßig 1ın die Kır- stattfinden musse. „Eıne wichtıige Entscheidung über
che „ Wır sınd also al nıcht stark, WI1e€e MWSGCKE Gegner die Zukunft UÜNSCHES Staates darf nıcht allein in den Kaän-
meınen“, bemerkte VIk den der polıtıschen Parteıen bleiben, S1e geht über deren

Mandat hinaus“, heißt 1ın einer Erklärung der BischöfeWıe das künftige Staatswesen der schechen und der Böhmens und Mährens. Dıie Bürger werden aufgerufen,Slowaken aussehen wiırd, 1sSt heute och ungewiß. Die
Trennung, die den gegebenen politischen Umstän- sıch hre „Verantwortung VOT der Geschichte“ nıcht AUS

den Händen nehmen lassen. Nur die Burger hätten dasden Vorprogrammiert 1St, wüuürde zumındest VO den Recht und dıe Pflicht, über eiınen wichtigen SchrittBischötfen Böhmens und Mährens bedauert. Dabe]i sınd
sıch auch die tschechischen Bischöfe bewulßst, da{fß das bis- entscheıden, nıcht dıe Parteıen und dıe Politiker.

Fur die Aufrechterhaltung der Einheit der TIschechoslo-herige Zusammenleben VO schechen und Slowaken wakel sprach sıch der Prager Erzbischof Vik auch inhistorisch belastet 1St. Anläßlich des tschechoslowaki-
schen Nationalfeiertags Oktober 1991 baten dıe eiınem Interview mIiıt der Tageszeıtung „Lidoväa Demokra-
katholischen Bischöfe Böhmens und Mährens öffentlich C1e aus Allerdings esäfßen die „slowakıschen Brüder“

das Recht, ıhre „eıgene Identität“ suchen. Das sSEe1das slowakische Volk Vergebung tür die Ungerechtig-
keiten, die ıhm 1 Laute der Geschichte VO seıten der respektieren, betonte Vik Doch nach Überzeugung des

Erzbischotfs sollten sıch Tschechen und Slowaken nıchtschechen zugefügt worden In eiınem VO Prımas voneınander abschließen, weıl S1e „vıel Gemeinsames“Vik 1mM tschechoslowakischen Fernsehen verlesenen Auf-
ruf Z ya des Vergebens“ konstatierten die Bischöfe Glauben, 1n der Kultur und ın der verwandten Sprache

hätten. Die Eigenständıigkeıt respektieren, heiße nıcht,Böhmens und Mährens, da{fß der Nationalfeiertag diesmal einem Separatiısmus das Wort reden. „Dıie Teılung der
VO einer Atmosphäre oft schmerzlicher Beziehungen
zwıischen den beiden Völkern überschattet S@]1. Es LUeE NOT, Republık ware tür beıide Teıle schädlıch“, bemerkte der

tschechische Prımas und außerte den Wunsch, da{fß WIrsıch vertieft MmMIt der eiıgenen Vergangenheıt auseinander-
und „einseItLgE Vorstellungen“ überwinden. ZAUE gegenseılıtıgen Verständnıis ın einem yemeınsamen

Staat gelangen“Dıie TIschechen müßten erkennen, „  aS gegenüber dem
slowakischen Volk nıcht richtig War und dafür U1n erge-
bung bıtten“, betonten die tschechischen Bischöte. Wıe geht weıter ?
[)as Bemühen VO Staatspräsıdent Väclav Havel, die polı- Die katholischen Bischöte der Slowake setzen 1n diesertische Stagnatıon überwiıinden und das Land VOT einem
drohenden Zertall bewahren, wurde VOIN der atholı- rage dıie Akrzente deutlich anders. In einem gemeınsamen
schen Kırche 1MmM tschechischen Landesteil nachdrücklich Hırtenbrief wıesen auch S1Ee darauf hın, da{fß „Jede Natıon

eın unveräußerliches Recht auf Selbstbestimmung“ habeunterstutzt. Havel hatte I November etzten Jahres
1ın eiınem dramatıischen Fernsehappell die Tschechen und Gleichzeitig betonten S1E aber, da{ß die Kırche hinsıchtlich

der künftigen Staatstorm des Landes keine bestimmteSlowaken gebeten, ıh in seinem Bemühen unterstut- Optıon vertritt: N sınd nıcht kompetent, polıtischeZETl,; das Land nıcht 1n Zerrissenheıt und Chaos versinken
lassen. Der Prager Erzbischof ViIk stellte sıch demon- Entscheidungen treffen, WIr wollen auch nıcht bestim-

INECIL, welche Staatsform MSCTE Natıonen 1ın ihrer weıterenstratıv hınter Havel uch nach Einschätzung Viks 1st dıe Exıistenz der Koexı1istenz annehmen sollen Darüber sollenLage ıIn der Tschechoslowakei „ernst”. Dıie Stiımmung iın
der Bevölkerung, dıe „unbewufst 1n das Abenteuer des yewählte Vertreter UNSECeTCS Volkes oder das Volk selbst

entscheiden.“Separatiısmus und der Teilung der CSFR gehetzt wırd“, Wıe ımmer auch die Staatsform 1ın Zukunft se1n werde,gebe Besorgnis Anlafß „Die eıt drängt, und WIr MUS- eines Mu W1€e die olowakischen Bischöte unterstrichen
sSCH 1ın dieser prekären Sıtuation schnell andeln“, betonte „gesichert“ se1IN: „eıne volle und tatsächliche Gleichbe-der Prımas. rechtigung für alle Natıonen und Mınderheıten, und WAar

Wenige Wochen davor hatten sıch die katholischen auf den Gebieten der Wırtschaft, Politik, Kultur, Moral
Bischöte Böhmens und Mährens für die Finheit der und Religion SOWIE auch auf allen anderen Gebieten des
Tschechoslowake: ausgesprochen, aber dafür plädıert, da{fßß Lebens“. Für die Christen gelte CD, einen Standpunkt e1InN-
die Entscheidung arüber 1ın einer Volksabstimmung tal- zunehmen, „der AaUS der Wahrheıt, AUS christlich verstian-
len sollte In einem gemeiınsamen Hirtenbriet bekräftigten dener Liebe und Gerechtigkeıit kommt“. Ausdrücklich
S1e das Recht jeder Natıon aut Selbstbestimmung. Sıe 1elten die slowakischen Bischöfe fest, da{fß dies „auch für
appellierten aber all die beiden Natıonen und die nat1o0- dıe Minderheiten“ gelte
nalen Mınderheiten der CSFR, dıe Entscheidung über dıe Im Vatikan steht I[11all den Bestrebungen zur Spaltung der
staatliche Einheıt wohlüberlegt und nıcht auf der Basıs Tschechoslowake: kritisch gegenüber. aut Erzbischof
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1St der nachdrückliche Wunsch Johannes na-Besuch der tschechıischen und slowakischen Bischöfe
Pauls Jal die Einheit der TIschechoslowakei als töderale Ende Junı unterlie{( Johannes Paul 1ın seiner Ansprache
Republık erhalten. Bereıts während se1nes Besuches 1n Jetzt allerdings jeden Hınweıs auf die polıtische Sıtuation
der CSER 1mM Aprıl 1990 (vgl Junı 1990 291 {f.) hat- des Landes (vgl. Osservatore Romano, Dl 220) Die nahe

der apst VO  - den Bewohnern des Landes Eınigkeıt Zukunft wırd zeıgen, ob die kirchlichen Mahnungen Z

Besonnenheıt und 7A08 Bedachtnahme auf die vielenund das Bemühen e1in „brüderliches, harmonisches
Zusammenleben“ gefordert. uch be1i mehreren Gelegen- Gemeinsamkeiten 1n Geschichte und Gegenwart VO

heıten 1e16 der Stuhl dıe tschechoslowakische nationalistischen Emotionen und eiıner S1e instrumenta-
Regierung WI1ssen, da{fß ıhm der Aufrechterhaltung der lisıerenden Politik hinweggefegt werden oder nıcht.
Einheıit der TIschechoslowakei gelegen sel Beım Ad-lımı- Peter Musyl

„Man sollte die Parteıien wıieder ıhre
vorrangıgen Aufgaben erınnern“
FEın Gespräch mı1ıt der Berliner Politologin Ges1ine Schwan
Woher bommt das schlechte Ansehen, das dıe etablierten Personalentscheidungen beeinflussen, bei denen S1e
Parteıen ZUNY eılt ın der Bundesrepublik genze/ßsen? Was sıch besser heraushalten sollten. Es 1St nıchts dagegen
müfste sıch den Parteıen ändern, damıt SZE ıhre eıgent- SCH,; da{fß ELWa 1n Rundfunkräten be1 offentlich-rechtli-

chen Anstalten die Parteıen vertireten sınd. ber WEliıchen Aufgaben ım Staat z ieder hesser wahrnehmen ön-
nen® In zwvelche Richtung 7 ird sıch das deutsche Parte:en- SOWeılt geht, da{fß 1L1LAall als Journalıst in diesen Anstalten
system bewegen eht der Trend In Rıchtung Instabilität® 1Ur och werden kann, WENN INa  - einer Parte!1
Darüber sprachen Z01Y mMA1t Professor (rJesine Schwan Sıe angehört, 1ST das VO bel Dazu kommt, da dıe kon-
lchrt Politische Wissenschaft Otto-Suhr-Institut der zeptionelle Arbeit ın den Parteıen eiınen viel geringen

Raum einnımmt. Natürlıch mussen PolitikerFreı:en Unıversitdät Berlin Dıie Fragen stellte Ulrich Ruh
Machtanteıile kämpfen und eshalb eiınen großen Teıl

TFan Protessor Schwan, spatestens se1lt den viel und ıhrer eıt auf die entsprechenden Aktivitäten verwenden.
kontrovers diskutierten Äußerungen des Bundespräsıi- ber die Proportion zwischen diesen Anstrengungen und
denten in seınem Jüngst erschienenen Interviewbuch IStT. der Zeıt, die darauf verwendet werden müßte, 1in Ruhe
Kritik den Parteıen ın der Bundesrepublik bzw ıhrer Probleme analysıeren und entsprechend den Grundwer-

ten der Parteıen Antworten darauf fınden, stiımmt der-Raolle 1mM Staat Osu Sınd die deutschen Parteıen der-
Zzeıt wirklich schlecht W1€ ıhr Ruf? Zzeıt nıcht.
Schwan Man mu hier Wel Dınge 4useinanderhalten.
Zum einen x1bt eiınen schlechten Ruf der Parteıen
unabhängıg VO ıhrem konkreten Zustand, der tradıt10- „Die Parteıen haben eın Monopol
nellen Vorbehalten 1m deutschen politischen Denken auf die politische Wiıllensbildung“
gegenüber Parteıen eNtsSLamm Dıiese Vorbehalte kom- Mussen dıe Parteıen derzeıt nıcht auch oft als Sun-
Hs  S aUus eher undemokratischen Grundhaltungen, und denböcke herhalten, auf die INan allen Verdrulfß über das
INa  z} hat dem Bundespräsidenten nach seınen Jüngsten
Äußerungen Ja auch vorgeworfen, mobilısıere mıt sSEe1- polıtische Geschäft Ww1€ überhaupt über gesellschaftliıche

Verkrustungen und Blockaden ablädt? Ist Partejenkriutik
MT aktuellen Partejenkritik diese alten undemokratischen

Z eıt nıcht reichlich wohlteil bzw. muüufste INa  . nıchtRessentiments. Der ext des Bundespräsidenten 1st in
diıeser Hınsıcht aber Banz eindeutig: Rıchard VO:  a We17z- auch S1€e nochmals kritisch beiragen?
säcker betont Ja ausdrücklich, da{fß keine Alternative Schwan Ich habe VOTI kurzem mIıt eiınem Kollegen 5CSPTFO-
ZUrTr Parteiendemokratie gebe. Der entscheidende Punkt chen, der ımmer wiıeder iın wichtigen polıtischen Amtern
seiner Kritik 1St vielmehr, da{fß iınnerhalb des alternativ- WAar und parteıipolitisch engagıert 1St Er hat sehr heitig autf
losen Rahmens Partejenstaat Verkrustungserscheinungen dıe Kritik des Bundespräsidenten reagıert, weıl darın
und Defizite o1bt. die Leistungen und dıe Arbeıt der Parteıen nıcht ZzenuU-

Wo lıegen dann für Sıe die eigentlichen kritischen gend gewürdıgt tand Aus den Parteıen Ja solche
Punkte? Stimmen als Reaktion auf die Weizsäcker-Außerungen

vielfach hören: Der Tenor 1St melıst, be] der gaängıgen
Schwan Die Parteıen das 1st die ıne gravierende Fehl- Kritik werde unterschätzt, welche Kärrnerarbeıt 1ın ıhnen
entwicklung haben sıch inzwıschen angewÖhnt, viele doch VO vielen Menschen geleistet werde. Ich kann sol-


